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und Art . 14 aufgeführten Umstände nicht vorliegen . Unter den
Voraussetzungen 3iff . l , 2, und Z sind stimmberechtigt auch juri¬
stische Personen . Als Wohnsitz gilt bei diesen der Sitz in der Ver¬
waltung der Gemeinde.

Vas Stimmrecht der genannten Stimmberechtigten ist nach Vor¬
schrift des Art . 17 zu bemessen.

Art. ly . Die in Art . 18 genannten Stimmberechtigten werden
durch bevollmächtigte Bürger der Gemeinde und, wenn sie einen
gesetzlichen Vertreter haben und dieser Bürger ist, durch diesen
Vertreter (Ehefrauen durch die Ehemänner, Minderjährige durch
die Vormünder) bei Ausübung des Stimmrechts vertreten . 5m übri¬
gen muß das Stimmrecht in Person ausgeübt werden. Nur im
Falle der Verhinderung durch Rrankheit oder Abwesenheit ist Ver¬
tretung durch einen bevollmächtigten Bürger zulässig. Die Voll¬
macht muß schriftlich in glaubhafter Form erteilt sein und ist an den
Gemeindevorstand oder Wahlvorstand zu übergeben. Die in Art . 1Z
erwähnten Umstände dürfen in der Perlon des Vertreters nicht vorliegen.

Art. 22. wählbar ist jeder Bürger , welcher zum Eintritt in den
Gemeinderat befähigt ist, und jeder Nichtbürger, welcher im übri¬
gen den Voraussetzungen der Art . 51 Abs. 1 genügt . Fällt die
Wahl auf einen Nichtbürger, so erwirbt derselbe mit Antritt seines
Amtes das Bürgerrecht.

Der Gewählte muß seinen Wohnsitz in der Gemeinde haben oder
doch mit Antritt seines Amtes dahin verlegen, es sei denn, daß in
kleinen Landgemeinden, denen es an geeigneten Personen zur Be¬
kleidung der Gemeindeämter gebricht, der Einwohner einer Nach-
bargemeindc gewählt würde.

Herzogtum Sachsen-Toburg -Gotha.
Gemeindegesetzvom 11. Juni 1838 (für Gotha).

8 S. Das Gemeindeheimatsrecht enthält die Befugnis : 1. zum
bleibenden Aufenthalt in dem Heimatbezirke' 2. zur bestimmungs¬
gemäßen Benützung der allgemeinen Anstalten der Gemeinde; I . zur
Teilnahme an den Nutzungen des Gemeindevermögens, der des-
fallsigen Gesetze oder Vrtsgewohnheiten ; 4. zur Beanspruchung des
notwendigsten Lebensunterhalts aus Gemeindemitteln im Falle der
Verarmung und bei Untunlichkeit sonstigen Unterstühungsbezugs;
5. für die selbständigen Heimatsberechtigten männlichen Geschlechts
(Bürger , Nachbarn) unter den sonstigen gesetzlichen Voraussetzungen:
a) das Recht, durch Heirat eine Familie zu gründen ; d) das Recht der
Stimmgebung in Gemeindeangelegenheiten,' e) das Recht der Wähl¬
barkeit zu Gemeindeämtern (vgl. die ZZ 41, 72, 75).

Der Erwerb von Grundstücken jeder Art im Gemeindebezirk ver¬
pflichtet nicht zum Erwerb des Heimatrechts in der betreffenden
Gemeinde.

8 6. Das Gemeindeheimatsrecht wird erworben : s) durch Ehe;
b) durch Geburt ; o) durch Legitimation eines unehelichen Rindes
und durch Adoption ; 6) durch Aufnahme ; s) durch Anstellung;
k) durch Zuweisung.
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8 7. Durch die Ehe wirü für die Ehefrau das Heimatsrecht im
Heimatsbezirk ihres Ehemannes erworben. Mit dem Heimatrrecht
des Ehemannes ändert sich gleichmäßig das der Ehefrau.

8 27. Die Aufnahme — sowohl einziehcnder Manns - als Frauens¬
personen, sofern letztere die Aufnahme selbständig für sich und zur
Begründung eines eigenen Hausstandes nachsuchen— ist bedingt:
I. durch den Nachweis eines güten Leumundes auch, seitens des
Aufzunehmenden selbst und der ihm folgenden und über 14 Jahre
alten Familienglieder ; 2. durch den Nachweis, daß der Aufzuneh¬
mende und die ihm folgenden Familienglieder mit Erfolg geimpft
wurden, oder daß dieselben die natürlichen Blattern gehabt haben;
Z. durch den Nachweis eines bestimmten Nahrungszweiges oder
Vermögens; 4. durch die Entrichtung eines Bürgergeldes . Die Auf¬
nahme von Ausländern setzt außerdem voraus : 8. daß, wenn sie
Untertanen eines deutschen Bundesstaates sind, der Nachweis gehörig
erfüllter Militärpflicht gegen ihr bisheriges Vaterland oder der
Befreiung von derselben geliefert wird ; 6. daß die zuständige in¬
ländische Staatsbehörde ausdrücklich ihre Zustimmung erteilt.

Guter Leumund ist auf seiten eines die Aufnahme Suchenden nicht
vorhanden, g) wenn er nach den Bestimmungen des Gesetzes über
den Verlust der staatsbürgerlichen und Ehrenrechte wegen ver¬
brechen sNr. SSZ der Ges.°S.) dieser Rechte verlustig geworden oder
an ihrer Ausübung behindert ist; b) wenn ihm, auch ohne daß der
unter Nr . 6u gedachte Zoll vorliegt , doch der begründete Vorwurf
eines gesetzwidrigen oder unsittlichen Lebenswandels oder der Un¬
ordnung oder Nachlässigkeitin seinem Berufe oder seinen häuslichen
Angelegenheiten oder in Erfüllung seiner bisherigen Pflichten als
Gemeindeglied zur Last fällt.

Fremde Israeliten , welche Staate » angehören, in denen entweder
eine Gleichberechtigung zwischen Israeliten und Christen überhaupt
nicht oder doch in bezug auf die dem Herzogtume angchörigen
Israeliten nicht besteht, darf die Erwerbung des Bürgerrechts ver¬
sagt werden, wenn diese auch alle übrigen Erfordernisse für sich
haben.

Z 4s. Die Heimatsberechtigtcn haben sich, sobald sie selbständig
werden, bei dem Gemeindevorstand zu melden und ein »ach den
Verniögcnsverhältnisscn zu bemessendes Bürgergcld , welches den
fünften Teil des von Auswärtigen zu entrichtenden Bürgergeldes
nicht übersteigen darf , an die Gemeinockasse zu zahlen.

Die männlichen Gemeindcangehörigcn sind, bevor sie den eben
erwähnten Obliegenheiten Genüge geleistet haben, zum Genuß der
im Z 5 Nr . Sa —e erwähnten Rechte, auch wenn die sonstigen Vor¬
aussetzungen derselben vorliegcn, nicht zuzulassen.

8 42 (Abs. t und 2>. Die Gemeindeversammlung wirü aus den
stimmberechtigten Gcmeindegliedern gebildet. Stimmberechtigt ist
jeder selbständige, unbescholtene männliche Heimatsbercchtigte,
welcher 1. das 23. Lebensjahr zurückgelcgt, 2. seit Anfang des letzt¬
verflossenen Kalenderjahres eine direkte Staats - und — sofern in
der Gemeinde eine direkte Gemeindesteuer besteht — auch diese
letztere zu entrichten gehabt hat (vgl. jedoch 8 227) und 3. mit
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den ihm obliegenden Staats - und Gemeindeabgaben jeder Art aus
längere Zeit als für das letztverflosscneKalenderjahr nicht im Rück¬
hand sich befindet.

8 7S. Wahlberechtigt sind alle diejenigen, welche nach 8 72 Stimm¬
recht haben. Wählbar ist jeder Stimmberechtigte, welcher das
30. Lebensjahr zurückgelegt hat.

Loburgisches Gemeindegesetz vom 22. Februar 18b? (für die Land¬
gemeinden).

Su 8 67. Die Ausübung des Stimmrechts muß in dxr Regel in
Person bewirkt werden. Stimmberechtigte Frauen  dürfen ihr
Stimmrecht nur durch Stellvertreter ausüben , als welche der Ehe¬
mann, Lohn, Bruder , Schwager, Schwiegersohn und Stiefsohn in
vermutlichem Ruftrage , sonst jedoch nur gehörig zu benennende Be¬
vollmächtigte zuzulassen sind. Außerdem sind Bevollmächtigte nur
für die in Art . 62 a und b genannten Personen sowie für die ab¬
wesenden Nachbarn zulässig, welche zur Ausübung ihres Stimm¬
rechtes eine Vollmacht schriftlich ausgestellt haben. Jeder Bevoll¬
mächtigte muß der Gemeindebehörde als solcher bezeichnet sein,
und es können nur sglche männliche Personen als Bevollmächtigte
zugelassen werden, welche volljährig und nicht nach Art . 63 und 64
unselbständig oder beschälten sind.

Wohnt der Bevollmächtigte nicht in dem Gemeindebezirke, so ist
er nur dann zulässig, wenn der Vollmachtgeber einen Bewohner
des Gemeindebezirks schriftlich bezeichnet, welcher zur Annahme und
Weiterbeförderung aller für den Bevollmächtigten bestimmte» La¬
dungen und Bekanntmachungen in Gcmeindcangelcgenheiten be¬
reit ist.

Rein Nachbar darf mehr als eine Vollmacht nehmen.
Verordnung, die Einführung einer provisorischen Staütordnung für
die Stadt Neustadt betreffend, vom (2. Mai (832 (vgl. 88 72

und 75 Gemeindegesetzvom ll . Juni 1858.)
8 3. Bürger sind diejenigen Gemeindeglieder, welche das Bürger,

recht der Stadt erworben haben.
8 4- Nur die Bürger sind zur Teilnahme an der Stadtverwaltung

berechtigt.

Verordnung, die nunmehr definitiv gültige Staütordnung für die
Stadt Roüach betreffend, vom 2l . Februar (862.

8 3. Ls sind jedoch nur Bürger zur Teilnahme an der Stadt¬
verwaltung berechtigt.

8 4- Bürger sind diejenigen Gemeindeglieder, welche das Bür¬
gerrecht der Stadt erworben haben.

8 S. Vas Bürgerrecht umfaßt : I. Als Rechte: I. vie Teilnahme
an der Stadtverwaltung , insbesondere die aktive und passive Wahl¬
fähigkeit zu städtischen Ämtern nach Maßgabe und unter den Ein¬
schränkungen gegenwärtiger Stadtordnung . 2. vie Teilnahme an
den Erträgnissen der Waldes, soweit solche den Bürgern überhaupt '
zukommen, sowie das Recht auf Benutzung städtischer Grundstücke,
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soweit solche überhaupt den Bürgern im allgemeinen gegen oder
ohne Entschädigung zum Gebrauch überlassen werden. 3. Die Be¬
rechtigung zum Bezug der mit dem Gcmeinderccht verbundenen
Nutzungen. II . Nls Pflichten : 1. Die Verbindlichkeit zur Zahlung
derjenigen städtischen Nbgaben und Umlagen, welche jtadtordnungs-
gemäß den Bürgern aufgelegt worden "sind oder werden. 2. Die
Verbindlichkeit zur Leistung von Nachtwachen und zur Teilnahme
an der städtischen Feuerwehr.

Z 6. Das Bürgerrecht wird erworben : I . durch eheliche Ge¬
burt, wenn beide Eltern Bürger sind,' 2. durch stadtordnungsmäßige
Aufnahme in den Bürgerverband nach Erlegung des Bürgerauf¬
nahmegeldes oder nach Erlaß desselben,' 3. durch eine den Lan¬
desgesetzen gemäße Verheiratung einer Nichtbürgerin mit einem
Bürger (vgl. 8 25b des Ltaatsgrundgesetzes) ; 4. durch Erlangung
des unentgeltlich zu erteilenden und nur für die Person des Er¬
langenden geltenden Ehrenbürgerrcchts.

Jeder Bürger männlichen Geschlechts hat bei seiner Nufnahme
oder, dafern er unselbständig ausgenommen wurde oder Bürgerkind
ist, bei Begründung eines selbständigen Hausstandes den in der Bei¬
lage L enthaltenen Bürgercid zu leisten.

8 7. Das Bürgerrecht wird verloren : I. durch ausdrücklichen
Verzicht auf dasselbe,' 2. durch Verheiratung einer Bürgerin mit
einem Nichtbürger,' 3. das Lhrenbürgcrrecht erlischt nur durch aus¬
drückliche IViederentziehung.

8 8. Die Stadtverwaltung umfaßt die Nusübung der sämtlichen
der Stadt zustehenden Rechte durch den nach gegenwärtiger Stadt¬
ordnung als Stadtbehärde eingesetzten Magistrat unter Teilnahme
der Stadtverordnetenversammlung und unter der Vberaussicht der
Staatsregierung.

Staütordnung für die herzogliche Residenzstadt Loburg
vom 5. August 1851.

8 5. Bürger sind diejenigen Gemeindeglieder, welche das Bürger¬
recht der Stadt erworben haben.

Nnmerkung:  Voraussetzungen der Erwerbung des Bürgerrechts
sind nach Nrt . 32—36 des Eoburgischen Gemeindegesetzes vom
22. März 1867: i . eine physische Person,' 2. rechtliche Selbständigkeit
und eine selbständige Nahrung ; 3. guter Leumund; 4. der Nachweis
eines den Unterhalt sichernden Vermögens oder eines bestimmten
gesicherten Nahrungszweiges . Erforderlich ist die coburg-gothaische
Staatsangehörigkeit.

Die Nufnahme als Bürger erfolgt durch den Magistrat (8 54"
der Stadtordnung ) ; desgleichen die Bürgerverpflichtung (8 54" der
Ltadtordnung und Nrt . 45 des Gemeindegesetzes). Gegen die Entschei¬
dung über Nufnahme in den Bürgerverband findet gemäß Nrt. 3S
des Gemeindegesetzes Berufung an das Staatsminijterium statt. Frist:
10 Tage von der Eröffnung der Entscheidung an.

von denjenigen, welche im Gemeindebezirk Wohngebäude für
sich errichten oder eigentümlich erwerben, muß das Bürgerrecht
erworben werden (s. Nrt . 43 des Gemeindegesetzes). (Zwangsmittel
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sind unzulässig.) Vas vürgergeld beträgt auf Grund des Grts¬
statuts vom 29. September 1903 25 Mark, für Bürgersöhne 5 Mark.
Die im inländischen Hof-, Staats -, Schul- und Ilirchendienst unwider¬
ruflich angestellten Beamten haben das geringere Bürgergeld
(5 Mark ) zu entrichten (vgl. Art . 41 des Demeindegesetzes und
Entscheidung des Staatsministeriums vom 24. März 1904).

8 4- Nur die Bürger sind zur Teilnahme an der Stadtverwal¬
tung berechtigt.

Animerkung:  Vas Bürgerrecht umfaßt : a) Nach Art . 29 Nr. 3
des Gemeindegesetzesdas Necht der Abstimmung bei den Wahlen
zu Gemeindeämtern. (Stadtverordnetenwahl , 8 1 des Grtsstatuts
vom 31. Januar 1875 S. 40,' Bezirksvorjteherwahl , 8 166 der Stadt¬
ordnung.) b) Nach Art . 29 Nr . 4 b des Gemeindegesetzesdas Necht
der Wählbarkeit zu Gemeindeämtern nach Maßgabe der hierfür
bestehenden Bestimmungen (als Magistratsrat , Stadtverordneter und
Bezirksvorsteher. — Siehe auch letzten Absatz). Stimmberechtigt bzw.
wählbar sind alle Bürger , die das 25. Lebensjahr zurückgelegt
haben (88 3 und 4 des Grtsstatuts vom 31. Januar 1875) ,' bez.
der Ausnahmen s. 8 3 daselbst,' wählbar als Magistratsräte sind
die nach 8 3 stimmberechtigten Bürger , die 30 Jahre alt sind.

Herzogtum Sachsen-Mtenburg.
Stäüteorünung für das Herzogtum Sachsen-Altenburg

vom so. Juni 1847.
8 10. 3um Erwerbe des Bürgerrechts berechtigt sind alle selb¬

ständigen Gemeindemitglieder, welche 1. die altenburgische Staats¬
angehörigkeit besitzen,' 2. das 25. Lebensjahr erfüllt haben ; 3. öffent¬
liche Armenunterstützung weder beziehen noch im Laufe der letzten
zwei Jahre bezogen haben ; 4. unbescholten sind; 5. zu den direkten
Staatssteuern mit jährlich mindestens 4,20 Mark eingeschätzt sind;
6. ihre öffentlichen Abgaben für die letzten beiden Nalenderjahrc
vollständig bezahlt haben ; 7. entweder a) im Gemeindebezirke an¬
sässig sind oder d) daselbst seit wenigstens zwei Jahren ihren wesent¬
lichen Wohnsitz haben oder e) vor ihrem Zuzuge in einer anderen
Stadtgemeinde des Herzogtums bis zur Aufgabe ihres bisherigen
Wohnsitzes stimmberechtigte Bürger waren.

Als unbescholten im Sinne Nr . 4 oben sind die im 8 Hu bis
mit A bezeichneten Personen nicht anzusehen, von dem Erfordernis
zweijährigen Wohnsitzes kann ausnahmsweise durch Beschluß der
städtischen Behörden entbunden werden.

Zum Erwerbe des Bürgerrechtes verpflichtet sind diejenigen dazu
berechtigten männlichen Gemeindemitglieder, welche a) seit drei
Jahren ihren wesentlichen Wohnsitz im Gemeindebezirk haben und
b) mindKstcns 15 Mark an direkten Staatssteuern jährlich zu ent¬
richten haben. 3m Falle unbegründeter Weigerung kann die Ver¬
pflichtung durch nach Befinden wiederholte Geldstrafen bis zu je
30 Mark erzwungen werden.

8 S2. Stimmberechtigt bei den Wahlen sind die männlichen Bür¬
ger mit Ausnahme derjenigen, deren Bürgerrecht ruht.
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